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I. Einleitung

1. Problemaufriss

Mit dem Vertrag von Amsterdam1 erhielt die Europäische Union weitreichende
Gesetzgebungskompetenzen, um den Binnenmarkt zu stärken und die justiziel-
le Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten zu fördern. Auf der Konferenz des Eu-
ropäischen Rates in Tampere im Jahr 19992 wurden die Leitlinien zum Aufbau
eines europaweiten „Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“3 fest-
gelegt. Auf Grundlage von Art. 65 ff. EGV und später Art. 81 AEUV erließ die
Europäische Union daraufhin zahlreiche Verordnungen auf dem Gebiet des
Zivilprozessrechts, die das Ziel verfolgten, Hindernisse in der grenzüberschrei-
tenden Abwicklung von Zivilverfahren abzubauen, die justizielle Zusammen-
arbeit zu fördern und den Bürgern den Zugang zum Recht zu erleichtern.4 Pro-
minentestes Beispiel dieser Gesetzgebungstätigkeit ist die Brüssel I5 bzw. Brüs-
sel Ia-VO.6 Anfang der 2000er Jahre kamen die sog. Verordnungen der zweiten
Generation hinzu. Darunter werden die Europäische Vollstreckungstitelverord-
nung,7die Europäische Mahnverfahrensverordnung,8 die Europäische Verord-

1 Vertrag von Amsterdam zur Änderung des Vertrags über die Europäische Union, der
Verträge zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften sowie einiger damit zusammen-
hängender Rechtsakte, ABl. EU vom 10.11.1997, C 340, S. 1.

2 Europäischer Rat, Konferenz von Tampere 15. und 16. Oktober 1999.
3 Europäischer Rat, Konferenz von Tampere 15. und 16. Oktober 1999, Schlussfolgerungen

des Vorsitzes, Einleitung.
4 Vgl. Europäischer Rat, Konferenz von Tampere 15. und 16. Oktober 1999, Schlussfolge-

rungen des Vorsitzes, Nr. 28 ff. und die Erwägungsgründe Nr. 1–4 der EuMahnVO, Nr. 1–9 der
EuGFVO, Nr. 1–4 der EuVTVO und Nr. 1–5 der EuKtPfVO.

5 Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 22. Dezember 2000 über die gerichtliche
Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und
Handelssachen, ABl. EU vom 16.01.2001, L 12, S. 1 (Brüssel I-VO).

6 Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. De-
zember 2012 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen, ABl. EU vom 20.12.2012, L 351, S. 1 (Brüssel Ia-
VO).

7 Verordnung (EG) Nr. 805/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. April
2004 zur Einführung eines europäischen Vollstreckungstitels für unbestrittene Forderungen,
ABl. EU vom 30.04.2004, L 143, S. 15 (EuVTVO).

8 Verordnung (EG) Nr. 1896/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. De-
zember 2006 zur Einführung eines Europäischen Mahnverfahrens, ABl. EU vom 30.12.2006,



nung für geringfügige Forderungen9 sowie die Europäische Kontenpfändungs-
verordnung10 zusammengefasst, die entweder durch die Einführung genuin eu-
ropäischer Verfahren11 oder durch die vereinfachte gegenseitige Anerkennung
gerichtlicher Entscheidungen als Vollstreckungstitel12 dazu beitragen sollten,
einen echten europäischen Rechtsraum zu schaffen. Flankiert wurden die Ver-
ordungen der zweiten Generation von den Rechtshilfeverordnungen zur grenz-
überschreitenden Zustellung13 und Beweisaufnahme14 in Zivilverfahren, die in-
zwischen beide eine Neufassung erhalten haben.15
Dabei stand von Anfang an der Einsatz moderner Informations- und Kom-

munikationstechnologie im Fokus des europäischen Gesetzgebers, um die
grenzüberschreitende Kommunikation und Durchführung des Verfahrens zu
vereinfachen. Bereits 2008 präsentierte die Europäische Kommission eine „eu-
ropäische Strategie für die e-Justiz“.16 Hinter dem Begriff der e-Justiz verbirgt
sich nach der Definition der Europäischen Kommission ein „Rückgriff auf In-

2 I. Einleitung

L 399, S. 1, geändert durch die Verordnung (EU) 2015/2421 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 16. Dezember 2015 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 861/2007 zur Ein-
führung eines europäischen Verfahrens für geringfügige Forderungen und der Verordnung
(EG) Nr. 1896/2006 zur Einführung eines Europäischen Mahnverfahrens, ABl. EU vom
24.12.2015, L 341, S. 1 (EuMahnVO).

9 Verordnung (EG) Nr. 861/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Juli
2007 zur Einführung eines europäischen Verfahrens für geringfügige Forderungen, ABl. EU
vom 31.07.2007, L 199, S. 1, geändert durch die Verordnung (EU) 2015/2421 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2015 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 861/
2007 zur Einführung eines europäischen Verfahrens für geringfügige Forderungen und der
Verordnung (EG) Nr. 1896/2006 zur Einführung eines Europäischen Mahnverfahrens, ABl.
EU vom 24.12.2015, L 341, S. 1 (EuGFVO).

10 Verordnung (EU) Nr. 655/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai
2014 zur Einführung eines Verfahrens für einen Europäischen Beschluss zur vorläufigen Kon-
tenpfändung im Hinblick auf die Erleichterung der grenzüberschreitenden Eintreibung von
Forderungen in Zivil- und Handelssachen, ABl. EU vom 27.06.2014, L 189, S. 59 (EuKtPfVO).

11 EuMahnVO, EuGFVO und EuKtPfVO.
12 EuVTVO.
13 Verordnung (EG) Nr. 1393/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. No-

vember 2007 über die Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke in Zivil-
oder Handelssachen in den Mitgliedstaaten (Zustellung von Schriftstücken) und zur Auf-
hebung der Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 des Rates, ABl. EU vom 10.12.2007, L 324, S. 79


    1206/2001 des Rates vom 28. Mai 2001 über die Zusammenarbeit
zwischen den Gerichten der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Beweisaufnahme in Zivil-
oder Handelssachen, ABl. EU vom 27.06.2001, L 174, S. 1 (EG-BewVO).

15 Verordnung (EU) 2020/1783 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. No-
vember 2020 über die Zusammenarbeit zwischen den Gerichten der Mitgliedstaaten auf dem
Gebiet der Beweisaufnahme in Zivil- oder Handelssachen (Beweisaufnahme) (Neufassung),
ABl. EU vom 02.12.2020, L 405, S. 1 (EuBewVO); Verordnung (EU) 2020/1784 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 25. November 2020 über die Zustellung gerichtlicher
und außergerichtlicher Schriftstücke in Zivil- oder Handelssachen in den Mitgliedstaaten (Zu-
stellung von Schriftstücken) (Neufassung), ABl. EU vom 02.12.2020, L 405, S. 40 (EuZustVO).

16 EU-Kommission, Eine europäische Strategie für die e-Justiz, 30.05.2008, KOM(2008) 329




formations- und Kommunikationstechnologien für einen besseren Zugang der
Bürger zur Justiz und für ein effizienteres Vorgehen der Justiz bei der Streitbei-
legung und der strafrechtlichen Ahndung“.17 Der Zugang zur Justiz sollte durch
die Bereitstellung sachdienlicher Informationen und den Abbau sprachlicher,
kultureller und rechtlicher Barrieren erleichtert werden.18

a) Europäische Maßnahmen zur Digitalisierung des Zivilverfahrens

Dazu wurde zunächst das europäische e-Justice-Portal19 geschaffen, das 2010
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17 EU-Kommission, Eine europäische Strategie für die e-Justiz, 30.05.2008, KOM(2008) 329
  3.

18 EU-Kommission, Eine europäische Strategie für die e-Justiz, 30.05.2008, KOM(2008) 329
  5.

19 https://e-justice.europa.eu/home.do?plang=de&action=home (zuletzt abgerufen am:
01.11.2025).

20 EU-Kommission, Entwurf einer Strategie für die europäische e-Justiz (2014–2018), ABl.
EU vom 21.12.2013, C 376, S. 7, 8.

21 Der besseren Lesbarkeit wegen wird im Folgenden ausschließlich die männliche Form
verwendet. Es sind aber stets alle Geschlechter gleichermaßen gemeint.
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27 Art. 8 Abs. 1 EuGFVO.
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aufnahme mittels Videokonferenz sind vorgesehen,28 ebenso die elektronische
Zustellung.29 Die Verwendung elektronischer Hilfsmittel nach diesen Vorschrif-
ten war jedoch zunächst davon abhängig, dass eine entsprechende elektronische
Einreichung, Beweisaufnahme oder Zustellung auch nach den nationalen Vor-
schriften des jeweiligen Mitgliedstaates vorgesehen ist und entsprechende tech-
nische Mittel vorhanden sind. Mit den Neufassungen der EuBewVO und Eu-
ZustVO wurde der Einsatz elektronischer Hilfsmittel im Rechtshilfeverkehr in
den Fokus gerückt und die elektronische Kommunikation zwischen den zustän-
digen Rechtshilfebehörden zum neuen Standard erklärt.30 Zudem wurden neue
Formen der direkten Zustellung auf elektronischem Weg geschaffen31 und eine
unmittelbare Videobeweisaufnahme vorgesehen.32 Materiellrechtlich sollten
mit der eIDAS-VO33 einheitliche Standards für sichere elektronische Signaturen
in den Mitgliedstaaten eingeführt und die Rechtswirksamkeit elektronisch sig-
nierter Dokumente unionsweit sichergestellt werden. Die Digitalisierungsver-
ordnung34 hat sich schließlich zum Ziel gesetzt, rechtsaktübergreifend die elek-
tronische Kommunikation zu fördern und einheitliche Standards einzuführen.
Sie kann als Versuch verstanden werden, die verschiedenen Regelungen zur
elektronischen Kommunikation und Zustellung in den Verordnungen der zwei-
ten Generation zu konsolidieren.
Darüber hinaus wurde mit dem e-CODEX Projekt die elektronische Kom-

munikation und Interaktion der mitgliedstaatlichen Gerichte weiter voran-
getrieben. E-CODEX steht für e-Justice Communication via Online Data Ex-
change.35 Im Rahmen des Projektes wurde eine dezentrale Software geschaffen,
die die nationalen Systeme der e-Justiz miteinander verbindet, deren Interope-
rabilität steigert und so den Daten- und Kommunikationsaustausch zwischen
Gerichten und Rechtsanwendern erleichtern soll.36 Die Aufgabe von e-CODEX
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28 Art. 9 Abs. 2 EuKtPfVO.
29 Art. 13 lit. d) EuMahnVO, Art. 13 Abs. 1 lit. b) EuGFVO, Art. 13 Abs. 1 lit. d) EuVTVO.
30 Art. 5 Abs. 1 EuZustVO; Art. 7 Abs. 1 EuBewVO.
31 Art. 19, 19a EuZustVO.
32 Art. 20 EuBewVO.
33 Verordnung (EU) Nr. 910/2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste

für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/
    28.08.2014, L 257, S. 73 (eIDAS-VO).

34 Verordnung (EU) 2023/2844 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. De-
zember 2023 über die Digitalisierung der justiziellen Zusammenarbeit und des Zugangs zur
Justiz in grenzüberschreitenden Zivil-, Handels- und Strafsachen und zur Änderung bestimm-
ter Rechtsakter im Bereich der justiziellen Zusammenarbeit, ABl. EU vom 27.12.2023 L, 2023/
2844, S. 1 (DigitalisierungsVO).

35 Velicogna/Lupo, From drafting common rules to implementing electronic European Civil
Procedures: the Rise of e-CODEX, in: Hess/Kramer (Hrsg.), From common rules to best
practices in European Civil Procedure, 2017, S. 181, 184.

36 Velicogna, Coming to Terms with Complexity Overload in Transborder e-Justice: The e-
CODEX Platform, in: Contini/Lanzara (Hrsg.), The Circulation of Agency in E-Justice, 2014,
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beschränkt sich dabei nicht nur auf die sichere Übermittlung der Dokumente.
Die Plattform stellt auch sicher, dass die ausgetauschten Dokumente von beiden
Seiten in gleicher Weise verstanden und interpretiert werden. In diesem Sinne
werden Dokumente sprachlich an einheitliche europäische Standards ange-
passt, welche die Verständlichkeit erhöhen sollen.37

b) Mitgliedstaatliche Bemühungen

Daneben sind in zahlreichen Mitgliedstaaten Bestrebungen erkennbar, Ge-
richtsverfahren zu digitalisieren. So wurden in Dänemark,38 Litauen39 und Est-
land40 bereits digitale Gerichtsplattformen eingeführt, die zum einen die
Rechtsdurchsetzung zugunsten der Bürger beschleunigen, zum anderen aber
auch die Justiz entlasten sollen.41 In der Bevölkerung, bei Verbrauchern und
kleinen und mittleren Unternehmen erfreuen sich die digitalen Verfahren auf-
grund des geringen Aufwands großer Beliebtheit.42 Auch in Deutschland wurde
auf der 90. Justizministerkonferenz im Juni 2019 das sog. Hamburger Modell
für ein Beschleunigtes Online-Verfahren vorgestellt.43 Das Modell sieht ein On-
line-Verfahren für Klagen bis 2.000 Euro für bestimmte Streitigkeiten vor, deren
Lösung stark schematisiert erfolgt.44 Als mögliche Anwendungsfälle wurden
unter anderem Ansprüche nach der europäischen Fluggastrechteverordnung,45
nach der Fahrgastrechteverordnung oder nach der Pauschalreiserichtlinie ge-
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Civil Procedures: the Rise of e-CODEX, in: Hess/Kramer (Hrsg.), From common rules to best
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37 Velicogna/Lupo, From drafting common rules to implementing electronic European Civil
Procedures: the Rise of e-CODEX, in: Hess/Kramer (Hrsg.), From common rules to best
practices in European Civil Procedure, 2017, S. 181, 196 f. und 198; Steigenga/Velicogna, Envisio-
ning the Next Step in e-Justice: In Search of the Key to Provide Easy Access to Cross-Border
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pean Civil Procedure, 2017, S. 243, 258.

38 https://minretssag.dk/frontpage (zuletzt abgerufen am: 01.11.2025).
39 https://e.teismas.lt/en/public/home/ (zuletzt abgerufen am: 01.11.2025).
40 https://etoimik.rik.ee (zuletzt abgerufen am: 01.11.2025).
41 Piroutek, e-justice 2018/1, 16, 18.
42 Piroutek, e-justice 2018/1, 16, 17.
43 90. Justizministerkonferenz vom 05. bis 06. Juni 2019 in Lübeck-Travemünde (JuMiKo),

Legal Tech: Herausforderungen für die Justiz, Abschlussbericht der Länderarbeitsgruppe,
S. 78 ff.

44 JuMiKo, Legal Tech: Herausforderungen für die Justiz, Abschlussbericht der Länder-
arbeitsgruppe, 2019, S. 80.

45 Verordnung (EG) Nr. 261/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Feb-
ruar 2004 über eine gemeinsame Regelung für Ausgleichs und Unterstützungsleistungen für
Fluggäste im Fall der Nichtbeförderung und bei Annullierung oder großer Verspätung von
Flügen und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 295/91, ABl. EU vom 17.02.2004, L
46, S. 1 (FluggastrechteVO).
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nannt, aber auch klassische Verkehrsunfälle, wenn lediglich die Haftungshöhe
streitig ist.46
Die Aktivitäten der Mitgliedstaaten, auf nationaler Ebene digitale Verfahren

einzuführen, signalisieren eine grundsätzliche Bereitschaft zur weitergehenden
Digitalisierung von Gerichtsverfahren, die auch auf grenzüberschreitende Ver-
fahren übertragen werden kann. Diese Bereitschaft ist während des Lockdowns
in der Coronapandemie gestiegen.47 In nahezu allen europäischen Ländern
wurde das öffentliche Leben heruntergefahren. Die Ausgangsbeschränkungen
und Abstandsgebote führten auch in der Justiz zu einem kurzfristigen Still-
stand,48 bis vermehrt auf Videokonferenzsysteme zurückgegriffen wurde.
Mündliche Verhandlungen konnten aufgrund der Kontaktbeschränkungen
nicht durchgeführt werden. Teilweise wurden daher – etwa in Österreich, Un-
garn,49 den Niederlanden50 oder Irland51 – spezielle Gesetze erlassen, die eine
mündliche Verhandlung per Videokonferenz ermöglichen sollten. Die effektive
praktische Umsetzung scheiterte jedoch häufig an der mangelhaften Ausstat-
tung der Gerichte mit Videokonferenz-Software.52 Die Notwendigkeit der Digi-
talisierung des Gerichtsalltags zeigte sich in Zeiten der Pandemie deutlicher
denn je.
Die Einführung von nationalen Online-Verfahren und der verstärkte Einsatz

elektronischer Hilfsmittel in der Kommunikation zwischen Parteien und Ge-
richten haben aber auch die Herausforderungen offenbart, die eine Digitalisie-
rung grenzüberschreitender Gerichtsverfahren mit sich bringt. So ist in den
meisten Mitgliedstaaten eine elektronische Antragstellung nur mittels eines be-
sonderen Postfachs zulässig, das in der Regel nur von Rechtsanwälten betrieben
werden kann, die in dem jeweiligen Mitgliedstaat zugelassen sind.53 Zudem
wurde deutlich, wie sehr sich die Verfahren und die Gerichtsorganisation in
den einzelnen Mitgliedstaaten unterscheiden, weshalb auch die technischen
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46 JuMiKo, Legal Tech: Herausforderungen für die Justiz, Abschlussbericht der Länder-
arbeitsgruppe, 2019, S. 81.

47 Viefhues, e-justice 2020/1, 14, 16.
48 Hartung, e-Justice 2020/1, 6, 7 spricht von einem „Quasistillstand“.
49 KPMG, Digital Courts in Hungary, Juli 2020, S. 10 f.
50 In den Niederlanden wurde zumindest für das Netherlands Commercial Court (NCC)

spezielle Regeln eingeführt, in den ordentlichen Zivilgerichten stand die Justiz weitestgehend
still, siehe NCC, The Netherlands Commercial Court and COVID-19: case management, video-
conference hearings and eNCC, Pressemitteilung vom 27.05.2020, https://www.rechtspraak.nl/
English/NCC/news/Pages/The-Netherlands-Commercial-Court-and-COVID19-case-manage
ment-videoconference-hearings-and-eNCC.aspx (zuletzt abgerufen am: 01.11.2025).

51 Halpin, Remote Court Hearings, L&RS Note, 28.07.2020.
52 Sanders, DRiZ 2021, 68, 71.
53 BeckOK ZPO/Wolber, 01.09.2025, Art. 4 EuGFVO Rn. 5.1; Velicogna, Coming to Terms

with Complexity Overload in Transborder e-Justice: The e-CODEX Platform, in: Contini/Lan-
zara (Hrsg.), The Circulation of Agency in E-Justice, 2014, S. 309, 316; Ontanu, 2 EQPAM 8
(2019), 54, 57.
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Systeme sehr verschieden sind.54 Aufgrund der föderalen Struktur Deutsch-
lands bestehen hierzulande bereits in den Bundesländern verschiedene tech-
nische Systeme für die e-Akte und die Handhabung justizinterner Vorgänge.55
Mit Blick auf Europa wird der Flickenteppich an IT-Lösungen in der Justiz noch
größer sein.

c) Gegenentwurf zu privaten Rechtsdienstleistern

Ein auf dem Einsatz moderner Informations- und Kommunikationstechnologie
basierendes Gerichtsverfahren im grenzüberschreitenden Rechtsverkehr kann
einen staatlichen Gegenentwurf zu der im Online-Handel verbreiteten Praxis
bieten, Konflikte schnell und einfach ohne Einschaltung staatlicher Gewalt zu
lösen. Die großen Online-Händler wie Amazon, eBay und Alibaba haben eben-
so wie PayPal eigene Regeln zur Lösung von Konflikten zwischen Kunden und
Händlern fernab staatlichen Rechts entwickelt.56 Diese Lösungen sind häufig
einfach, pragmatisch und daher sowohl für Kunden als auch für Händler zu-
friedenstellend. So werden Streitigkeiten bei PayPal etwa nach dem einfachen
Grundsatz gelöst, dass Ware und Geld nicht bei derselben Person sein dürfen.
Beanstandet ein Kunde die Lieferung, bekommt er sein Geld zurück, wenn er
die Ware zurückgeschickt hat oder sie nie bei ihm ankam.57 Ob ein Widerrufs-
recht bestand oder ein Sachmangel vorlag, spielt dabei grundsätzlich ebenso
wenig eine Rolle wie die Frage nach dem grenzüberschreitenden Bezug des
Sachverhalts.58 Ähnliches gilt für Portale wie www.flightright.de oder www.pas-
sengersfriends.com, die den Fluggästen Informationen bezüglich ihrer Rechte
bei Verspätungen oder Flugausfällen zur Verfügung stellen und neben einer
kostenfreien Überprüfung möglicher Ansprüche auf Erstattung des Flugtickets
oder Entschädigung nach der FluggastrechteVO mittels dynamischem Formu-
lar59 auch die gerichtliche Geltendmachung der Ansprüche für den Passagier
anbieten. In letzterem Fall wird jedoch bei Erfolg eine Provision in Höhe von
10–30% des geltend gemachten Anspruchs fällig.60 Dieser Praxis könnte mit
einem grenzüberschreitenden Online-Gerichtsverfahren begegnet werden. Ein
entsprechendes staatliches Verfahren, bei dem der Bürger seinen Anspruch zu-
nächst mithilfe eines standardisierten Fragebogens – durch Künstliche Intelli-
genz – prüfen lässt und anschließend gerichtlich „anmeldet“, böte den Vorteil
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54 JuMiKo, Legal Tech: Herausforderungen für die Justiz, Abschlussbericht der Länder-
arbeitsgruppe, 2019, S. 75 ff.; Ontanu, 2 EQPAM 8 (2019), 54, 57.

55 Jost/Kempe, NJW 2017, 2705, 2706.
56 Specht, MMR 2019, 153, 155.
57 Fries, NJW 2016, 2860, 2861.
58 Specht, MMR 2019, 153, 155.
59 Vgl. https://www.flightright.de/ (zuletzt abgerufen am: 01.11.2025).
60 Vgl. https://www.flightright.de/ (zuletzt abgerufen am: 01.11.2025).
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der Rechtssicherheit gegenüber der Konfliktlösung im Online-Handel und wür-
de dem Bürger die stattlichen Provisionen ersparen, die im Falle einer gericht-
lichen Geltendmachung seiner Ansprüche durch ein Fluggastrechtportal auf
ihn zukämen.

d) Zwischenbefund

Die Vorteile der modernen Informations- und Kommunikationstechnologie
liegen auf der Hand. Der umfassende Einsatz von Informations- und Kom-
munikationstechnologie vor, während und nach Durchführung des Hauptver-
fahrens böte eine erhebliche Vereinfachung für die beteiligten Parteien, die sich
weite und mühsame Wege sowie Kosten ersparten. So könnten mündliche Ver-
handlungen mittels Videokonferenzen dezentral durchgeführt werden und Zu-
stellungen per E-Mail nicht nur schneller, sondern auch kostengünstiger er-
folgen. Mithilfe von computergestützten Sprach- und Übersetzungssoftwares
könnten Formulare von der Muttersprache der beteiligten Parteien in die Spra-
che des Gerichts transformiert werden und umgekehrt.61 Der Zugang zur Justiz
würde dadurch erheblich verbessert werden.62
Dabei darf jedoch nie die Frage nach dem praktischen Bedürfnis für ein

digitales Gerichtsverfahren und den Anforderungen an ein solches aus dem
Blick geraten. Die Einrichtung einer europäischen e-Justiz hat sich stets nach
dem Bedarf und Nutzen der Bürger zu richten.63 Aus deren Sicht soll der Zu-
gang zur Justiz verbessert werden. Entsprechend sind moderne Informations-
und Kommunikationstechnologien in der Justiz einzusetzen. Verfahren müssen
bürgerfreundlich ausgestaltet werden. Der Einsatz elektronischer Hilfsmittel bei
Klageeinreichung, Zustellung oder während der Gerichtsverhandlung darf die
Parteien nicht von der Durchführung bzw. Einleitung eines Gerichtsverfahrens
abhalten. Andernfalls bestünde die Gefahr, dass der Zugang zur Justiz durch
den Einsatz von Informations- und Kommunikationstechnologie nicht erleich-
tert, sondern erschwert würde.64 Ebenso wichtig ist der vertrauliche Umgang
mit sensiblen Daten, die in einem Gerichtsverfahren zwangsläufig ausgetauscht
werden. Sichere Übertragungswege zur Gewährleistung des Datenschutzes
müssen bereitgestellt werden.
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61 Rat, Mehrjähriger Aktionsplan 2009–2013 für die europäische e-Justiz, ABl. EU vom
31.03.2009, C 75, S. 1, 4.
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2. Gegenstand und Gang der Untersuchung

Auf Grundlage der bestehenden technischen Infrastrukturen auf EU-Ebene
wird die Einführung eines elektronischen Gerichtsverfahrens für grenzüber-
schreitende Forderungen untersucht. Zwar bieten die Verordnungen der zwei-
ten Generation alle in der ein oder anderen Form den Einsatz elektronischer
Hilfsmittel während des Verfahrens oder zur Einleitung desselben an. Die Re-
gelungen weisen aber von Verordnung zu Verordnung teils erhebliche Unter-
schiede auf. Um die Effektivität grenzüberschreitender Forderungsdurchset-
zung langfristig zu steigern, ist eine weitergehende Digitalisierung und Vernet-
zung der mitgliedstaatlichen e-Justizsysteme unabdingbar. Diese Notwendigkeit
wurde auch im Abschlussbericht zu dem EU-geförderten Projekt IC2BE hervor-
gehoben.65
Im ersten Kapitel werden daher im Sinne einer Bestandsanalyse zunächst die

Verfahren der zweiten Generation sowie die Rechtshilfeverordnungen zur
grenzüberschreitenden Zustellung und Beweisaufnahme vorgestellt und der
Einsatz moderner Informations- und Kommunikationstechnologie in den Ver-
ordnungen analysiert.
Anschließend widmet sich die Arbeit der Digitalisierung zivilgerichtlicher

Verfahren in den einzelnen Mitgliedstaaten. Dazu werden die Verfahren in aus-
gewählten, digital hoch entwickelten Mitgliedstaaten – namentlich Estland, Dä-
nemark und Österreich – sowie in Deutschland vorgestellt. Gleichzeitig soll ein
Blick über die Grenzen der Europäischen Union hinaus Inspirationen für eine
bürgernahe und benutzerfreundliche Ausgestaltung digitaler Gerichtsverfahren
bieten.
Im dritten Kapitel werden die technischen Gegebenheiten undMöglichkeiten

bei der Errichtung eines digitalen Gerichtsverfahrens analysiert. Die Euro-
päische Union hat mit dem e-Justice- Portal, dem e-CODEX-System und der
eIDAS-Verordnung wichtige Vorarbeiten geleistet, um darauf aufbauend ein
digitales Verfahren zu etablieren. Daneben bietet der Einsatz Künstlicher Intel-
ligenz die Möglichkeit, Verfahrensabschnitte zu automatisieren. Blockchain
Technologien und Legal Robots könnten die Entscheidungsfindung des Rich-
ters unterstützen und automatisch Vergleichs- oder Entscheidungsvorschläge
generieren.66 Der Einsatz von Legal-Tech in der Justiz wird jedoch zum Teil sehr
kritisch gesehen, da er gegen die Unabhängigkeit der Justiz und das Recht auf
einen gesetzlichen Richter verstoße.67 Die Entscheidungsfindung durch den
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Richter stelle eine komplexe Wertentscheidung durch Abwägen der für- und
widerstreitenden Argumente unter Berücksichtigung des Lebenssachverhalts
dar und könne nicht von computergesteuerten Systemen auf Grundlage binärer
Codes geleistet werden.68 Diese Skepsis wird bei der Einrichtung eines digitalen
Verfahrens auf europäischer Ebene zu berücksichtigen sein. Womöglich ist auf
den Einsatz Künstlicher Intelligenz im Rahmen eines digitalen Erkenntnisver-
fahrens zu verzichten, um den Konsens der Mitgliedstaaten und die Akzeptanz
eines neuen Verfahrens sicherzustellen. Inwieweit die von der Europäischen
Union geschaffenen technischen Gegebenheiten oder auch Künstliche Intelli-
genz im Rahmen eines digitalen Verfahrens genutzt werden können, ist Gegen-
stand der Untersuchung.
Schließlich sind die technischen Einrichtungen und Möglichkeiten in einen

rechtlichen Kontext zu setzen. Die justizielle Zusammenarbeit innerhalb der
Europäischen Union fußt auf dem gegenseitigen Vertrauen der Mitgliedstaaten
in die Rechtsstaatlichkeit und die Leistungsfähigkeit ihrer Justizsysteme. Dieses
Vertrauen ist für die Anerkennung und Durchsetzung der Entscheidungen aus
den anderen Mitgliedstaaten unabdingbar.69 Nicht nur deswegen bezeichnet die
Europäische Kommission das gegenseitige Vertrauen der Mitgliedstaaten als
einen „Grundstein […], auf dem die EU-Justizpolitik aufbauen sollte“.70 Ein
weiterer Eckpfeiler der justiziellen Zusammenarbeit ist die Gewährleistung der
Verfahrensrechte der beteiligten Parteien.71 Der Aufbau eines europäischen
Rechtsraums darf nicht auf Kosten der Verfahrensgarantien gehen, die in den
einzelnen Mitgliedstaaten zugunsten der Parteien gelten. Beklagtenrechte sowie
der Grundsatz des fairen Verfahrens sind bei allen Bemühungen, die Effizienz
der grenzüberschreitenden Justiz zu steigern, zu berücksichtigen.72 Neben den
in Art. 47 der Grundrechtecharta (GrC) verbürgten Rechten und dem Recht auf
ein faires Verfahren nach Art. 6 EMRK können gemeinsame Verfahrensgrund-
sätze oder Mindeststandards als Beurteilungsmaßstab herangezogen werden.
Die Modellregeln für ein europäisches grenzüberschreitendes Zivilprozessrecht,
die von dem European Law Institute (ELI) zusammen mit UNIDROIT ent-
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